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I. Haftungsgrundlagen

Die Haftung des Arztes gegenüber dem Pa-
tienten kann auf unterschiedlichen Haftungs-
grundlagen beruhen.

1. Vertragliche Haftung

Eine Vertragshaftung des Arztes setzt vor-
aus, daß zwischen Arzt und Patient ein
Behandlungsvertrag besteht. Der Behand-
lungsvertrag kann schriftlich, mündlich
oder konkludent geschlossen werden. Bei
niedergelassenen Ärzten kommt der Be-
handlungsvertrag direkt zwischen Arzt und
Patient zustande. Findet die Behandlung in
einem Krankenhaus statt, so wird im Re-
gelfall ein Behandlungsvertrag zwischen
Patient und dem Rechtsträger der Kran-
kenanstalt abgeschlossen. Der behandeln-
de Arzt tritt in diesem Fall als Erfüllungs-
gehilfe des Krankenhausträgers auf, ohne
Vertragspartner des Patienten zu sein. Eine
Ausnahme gilt für einige Primarii, die mit
den Patienten der Sonderklasse eigene
Behandlungsverträge abschließen.

Aus dem Behandlungsvertrag entstehen
dem jeweiligen Vertragspartner des Patien-
ten Vertragspflichten, deren Inhalt und
Umfang sich grundsätzlich nach der getrof-
fenen Vereinbarung richten. Primäre Ver-
tragspflicht ist die Vornahme der vereinbar-
ten ärztlichen Leistung (Behandlung und/
oder Diagnose). Aus dem Behandlungsver-
trag ergeben sich aber auch verschiedene
Schutz- und Sorgfaltspflichten für den Ver-
tragspartner des Patienten. So ist dieser auch

verpflichtet, den Patienten über die nähe-
ren Umstände seines Falles, insbesondere
über die anzuempfehlenden Behandlungs-
oder Diagnosemaßnahmen aufzuklären.

Verstößt der Vertragspartner gegen diese
vertragliche Aufklärungspflicht, so kann
der Patient einen aus der mangelnden Auf-
klärung entstandenen Schaden gegen sei-
nen Vertragspartner geltend machen. Ist
der Behandlungsvertrag nicht mit dem
Arzt, sondern dem Rechtsträger der Kran-
kenanstalt zustande gekommen, so trifft
die vertragliche Haftung den Krankenhaus-
träger. Dieser kann sich aber unter be-
stimmten Voraussetzungen bei seinem als
Dienstnehmer beschäftigten Arzt regres-
sieren.

2. Deliktische Haftung

Die deliktische Haftung hat ihren Aus-
gangspunkt in der Feststellung, daß jede
Heilbehandlung – unabhängig davon, ob sie
erfolgreich war oder nicht – als Eingriff in
die körperliche Integrität des Patienten
grundsätzlich rechtswidrig ist. Sie kann
nur gerechtfertigt werden, wenn der Pati-
ent der Behandlung wirksam zugestimmt
hat. Die rechtfertigende Einwilligung des
Patienten setzt voraus, daß der Arzt den Pa-
tienten über Art und mögliche Folgen des
ärztlichen Eingriffes, über Art und Gefah-
ren der Erkrankung, die Folgen der Nicht-
behandlung und die Möglichkeiten und
Aussichten anderer zur Verfügung stehen-
der Behandlungsalternativen aufgeklärt hat.

Ist die Aufklärung mangelhaft, so ist auch
die Einwilligung des Patienten zur Behand-
lung fehlerhaft. Ohne wirksame Zustim-
mung bleibt aber auch die Heilbehandlung
rechtswidrig und führt, wenn ein Verschul-
den des behandelnden Arztes besteht, zur
Haftung.

Die deliktische Haftung ist somit nicht
an ein bestehendes Vertragsverhältnis ge-
bunden, sondern ergibt sich aus der Vor-
nahme der Heilbehandlung. Eine delikti-
sche Haftung kann daher nicht nur nieder-
gelassene Ärzte und Primarii, sondern auch
Turnus-, Assistenz- und Oberärzte in Kran-
kenhäusern treffen. Deliktische und ver-
tragliche Schadenersatzansprüche können
konkurrierend geltend gemacht werden.
So kann der Patient beispielsweise aus dem
Behandlungsvertrag gegen den Kranken-
hausträger und aus Delikt gegen den be-
handelnden Spitalsarzt vorgehen.
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II. Zur Haftung führendes Fehl-
verhalten

Die Haftung kann daher auf zwei unter-
schiedlichen Fehlverhalten des Arztes be-
ruhen:

1. Behandlungsfehler

Unterläuft dem Arzt ein Fehler bei der Be-
handlung (Behandlungsfehler/Kunstfehler),
so muß er den daraus entstandenen Scha-
den ersetzen. Haftungsvoraussetzung ist
es, daß es durch eine nicht lege artis vorge-
nommene Diagnose- oder Therapiemaß-
nahme zu einem Schaden des Patienten ge-
kommen ist, den der Arzt schuldhaft her-
beigeführt hat.

Beispiel: Eine schwangere Patientin befand
sich bei einem niedergelassenen Frauenarzt
in Behandlung, der die gynäkologischen Un-
tersuchungen vornahm und für die Patientin
den Mutter-Kind-Paß führte. Zur Durchführung
der routinemäßig vorgesehenen Ultraschall-
untersuchungen wurde die Patientin einer
Universitätsfrauenklinik zugewiesen. Dabei
wurden nach der Art eines „Mißbildungs-
Screenings“ regelmäßige Untersuchungen in
der 10., 17., 23. und 28. Schwangerschafts-
woche durchgeführt, die allesamt ohne Be-
fund blieben. Das Kind wurde schließlich im
Jänner 1988 geboren und wies schwere kör-
perliche Behinderungen auf (Fehlen der obe-
ren Extremitäten, Klumpfüße). In ihrer Klage
machte die Mutter die durch die Behinderung
des Kindes entstehenden Mehrkosten als
Schaden geltend. Sie argumentierte, daß sie
bei rechtzeitiger Aufklärung über die schwe-
ren Mißbildungen eine Abtreibung durchfüh-
ren hätte lassen. Der OGH gab der Klage statt
und verurteilte den Krankenanstaltenträger
zur Zahlung der behinderungsbedingten
Mehrkosten. Er führte dabei aus, daß auch in
Fällen routinemäßiger Ultraschalluntersuchun-
gen eine vertragliche Verpflichtung bestehe,
die Mutter über erkennbare Schäden des wer-
denden Kindes aufzuklären. Im vorliegenden
Fall seien die Mißbildungen bereits bei der
zweiten Ultraschalluntersuchung erkennbar
gewesen. Übersieht der untersuchende Arzt
eine Mißbildung des Kindes und wäre das
Kind in Kenntnis der Behinderung abgetrie-
ben worden, so sei jener Schaden zu ersetzen,
der sich aus der wirtschaftlichen Mehrbela-
stung der Unterhaltspflichtigen ergibt. Eine
Haftung des niedergelassenen Gynäkologen
wurde verneint, da er keinen Behandlungs-
fehler begangen habe. Die Frage, ob nicht der
gesamte Kindesunterhalt zu ersetzen sei,
mußte vom OGH nicht beantwortet werden,
da lediglich der behinderungsbedingte Mehr-
bedarf eingeklagt wurde.

2. Aufklärungsmängel

Unterläßt es der Arzt, den Patienten umfas-
send aufzuklären, so verstößt diese Vor-

gangsweise einerseits gegen den Behand-
lungsvertrag und andererseits führt dies
dazu, daß der Patient mangels ausrei-
chender Aufklärung auch nicht wirksam
in die Diagnose- oder Therapiemaßnahme
einwilligen kann. Die Diagnose- oder
Therapiemaßnahme bleibt daher ohne
wirksame Einwilligung des Patienten
rechtswidrig und kann zum Schadener-
satz führen.

Im Unterschied zum Behandlungsfehler
kann der Patient bei unterlassener oder
mangelhafter Aufklärung auch dann Scha-
denersatz begehren, wenn die Diagnose-
oder Therapiemaßnahme lege artis durch-
geführt wurde und erfolgreich war. Der Pa-
tient kann diesfalls behaupten, daß er im
Falle rechtskonformer Aufklärung in die
Diagnose- oder Therapiemaßnahme nicht
eingewilligt hätte und ihm die aus der Dia-
gnose- oder Therapiemaßnahme entstan-
denen Nachteile somit nicht eingetreten
wären.

Führt beispielsweise ein lege artis durch-
geführter operativer Eingriff zu einer
Wundheilstörung oder Schmerzen beim
Patienten, so kann dieser den damit erlitte-
nen Schaden auch dann vom Gynäkologen
geltend machen, wenn dieser lege artis vor-
gegangen ist.

III. Aufklärungspflicht

Der behandelnde Arzt ist somit verpflich-
tet, den Patienten über alle die Behandlung
betreffenden Umstände aufzuklären, um
diesem eine freie Entscheidung zu ermög-
lichen.

1. Umfang und Inhalt der Aufklärung

Der Umfang der Aufklärung hängt von der
Art der Behandlung ab. Grundsätzlich ist
über alles aufzuklären, was für die Entschei-
dung des Patienten erforderlich ist. Die
Rechtsprechung hat dabei zwei wesentli-
che Leitlinien entwickelt. Der erforderli-
che Aufklärungsumfang hängt einerseits
von den möglichen Risken und anderer-
seits von der Notwendigkeit der Behand-
lung ab. Je schwerwiegender die Folgen
der Diagnose- oder Therapiemaßnahme
für den Patienten sein können und je ge-
ringer die Notwendigkeit der Diagnose-
oder Therapiemaßnahme zu bewerten ist,
desto größer wird der Aufklärungsbedarf
durch den Arzt.
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Bei der Frage, über welche Inhalte der Arzt
aufzuklären hat, sind drei verschiedene
Aufklärungsinhalte zu unterscheiden:

� Risikoaufklärung
Der Arzt ist verpflichtet, den Patienten über
Art und Wahrscheinlichkeit typischer Risi-
ken der Behandlung aufzuklären. Die Typi-
zität richtet sich nicht notwendig nach
dem Prozentsatz der Wahrscheinlichkeit
ihres Eintritts.

� Verlaufsaufklärung
Weiters besteht die Verpflichtung, den Pati-
enten vom ärztlichen Befund, der Art, Trag-
weite, Dringlichkeit, dem voraussichtlichen
Verlauf und die notwendigen Folgen der ge-
planten Diagnose- oder Therapiemaßnahme
in Kenntnis zu setzen. Die Verlaufsauf-
klärung schließt auch eine Erörterung der
Folgen mit ein, die im Falle der Nichtbe-
handlung zu erwarten sind.

� Behandlungsalternativen
Der Patient muß ebenfalls über mögliche
Behandlungsalternativen und deren Vor- und
Nachteile informiert werden.

Beispiel: In einem Fall wurde festgestellt, daß
sich das Kind in einer „verkehrten rotierten
Hinterhaupthaltung“ befand und lediglich
eine zwanzigprozentige Wahrscheinlichkeit vor-
lag, daß sich das Kind vor der Geburt recht-
zeitig in eine normale Lage dreht. Weiters
wurde festgestellt, daß durch diese Lage-
anomalie eine erhöhte Platzbeanspruchung
im Bereich des Beckenausganges und damit
ein erhöhtes Risiko für einen Dammriß drit-
ten Grades vorlag. Der Oberste Gerichtshof
entschied, daß bei dieser Ausgangslage eine
Aufklärung über das erhöhte Risiko der Lage-
anomalie, sowie über das dadurch drohende
Risiko eines Dammrisses zu erfolgen hat.
Weiters sei es in dieser Konstellation geboten,
über die Möglichkeit eines Kaiserschnittes
und die mit diesem Eingriff verbundenen Vor-
und Nachteile aufzuklären. Insbesondere wäre
die Patientin darüber aufzuklären gewesen,
daß das manifestierte Risiko des Dammrisses
durch den Kaiserschnitt vermieden werden
kann.

2. Ort und Zeit der Aufklärung

Die Aufklärung muß zu einem Zeitpunkt
vorgenommen werden, in dem sich der Pa-
tient noch frei entscheiden kann. Das be-
deutet, daß die Aufklärung so zeitgerecht
vorgenommen werden muß, daß sich der
Patient nicht durch die Nebenumstände
genötigt fühlt, zuzustimmen. Eine Aufklä-
rung über Operationsrisken im Vorberei-
tungsraum ist daher jedenfalls zu spät.

3. Art der Aufklärung

Die Art der Aufklärung richtet sich nach
dem Aufklärungszweck. Sinn und Zweck
der Aufklärung liegt, wie oben schon aus-
geführt, darin, den Patienten über alle ent-
scheidungswesentlichen Fakten aufzuklären,
um diesen in die Lage zu versetzen, eine
eigene freie Entscheidung für oder gegen
die Diagnose- oder Therapiemaßnahme zu
treffen.

Die Aufklärung hat daher als Grundlage
der Entscheidungsfähigkeit in einer dem
Patientenhorizont angepaßten Weise zu er-
folgen. Der behandelnde Arzt muß die Auf-
klärung somit in einer dem Patienten ver-
ständlichen Form vornehmen, die der Per-
sönlichkeit, der Auffassungsgabe und dem
Bildungsstand des Patienten entspricht.

Aus diesem Gebot einer patientenbezo-
genen Aufklärung ergibt sich auch die Not-
wendigkeit eines Aufklärungsgesprächs, in
dem sich der Arzt über den patienten-
spezifischen Aufklärungsbedarf ein Bild
machen kann. Die Verwendung von For-
mularen vermag zwar das Haftungsrisiko
zu minimieren; eine völlige Absicherung
kann aber nur aufgrund eines die Persön-
lichkeit des Patienten berücksichtigenden
Aufklärungsgesprächs gewährleistet wer-
den. Das Aufklärungsformular kann dabei
als schriftlicher Nachweis für Umfang, In-
halt, Zeitpunkt, Ort und Art der Aufklärung
gute Dienste leisten.

Verfügt ein Patient nicht über die Fähig-
keit, den Inhalt der Aufklärung zu begrei-
fen oder aufgrund erfolgter Aufklärung
eine freie Entscheidung zu treffen, so liegt
Einwilligungsunfähigkeit vor. Solcherart gei-
steskranke, geistesschwache, nicht im Be-
sitz ihrer geistigen Kräfte befindliche oder
in ihren Verstandeskräften eingeschränkte
Personen gelten als nicht einwilligungs-
fähig. Ob eine Person als einwilligungs-
unfähig gilt, wird anhand objektiver Krite-
rien – meistens ex post – geprüft. Ob die
Einwilligungsunfähigkeit nach außen sicht-
bar und damit erkennbar wurde, spielt da-
bei keine Rolle. Ein solcher Patient kann
keine wirksame Einwilligung in die Dia-
gnose- oder Therapiemaßnahme abgeben.
Die Diagnose- oder Therapiemaßnahme
bleibt in diesem Fall trotz einer entspre-
chenden Erklärung des Patienten rechts-
widrig und führt zum Schadenersatz. Im
Fall der Geschäftsunfähigkeit des Patienten
muß die Einwilligung des gesetzlichen Ver-
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treters eingeholt werden. Hat der Patient
noch keinen gesetzlichen Vertreter, so
muß diesbezüglich ein Antrag beim zu-
ständigen Pflegschaftsgericht gestellt wer-
den. Ist für einen Patienten mangels aus-
reichender geistiger Fähigkeiten ein Sach-
walter für Erklärungen dieser Art beige-
stellt, so kann der Geschäftsunfähige selbst
in lichten Augenblicken keine wirksame
Einwilligung abgeben. Seine Erklärungen
gelten als schwebend unwirksam und be-
dürfen jedenfalls einer Genehmigung durch
den Sachwalter. Auf das Einholen der Zu-
stimmung des gesetzlichen Vertreters darf
nur bei Fällen mit Gefahr im Verzug ver-
zichtet werden. Ein solcher liegt immer
dann vor, wenn der Aufschub der Heilbe-
handlung zu einer Gefährdung des Lebens
oder zur Gefahr einer schweren Schädi-
gung der Gesundheit führen würde.

Die Art der Aufklärung ist aber nicht nur
vom Geisteszustand des Patienten, sondern
auch von seinem Gesamtzustand abhängig.
So kann die in Aussicht genommene Heil-
behandlung je nach dem Zustand des Pati-
enten unterschiedliche Risken mit sich
bringen, über die patientenbezogen aufzu-
klären ist.

IV. Verjährung von Arzthaftungs-
ansprüchen

Grundsätzlich gilt, daß Schadenersatzan-
sprüche drei Jahre nach Kenntnis von

Schaden und Schädiger verjähren. Konkret
beginnt nach der ständigen Rechtsprechung
die Verjährungsfrist dann zu laufen, wenn
der Sachverhalt dem Geschädigten so weit
bekannt ist, daß er mit Aussicht auf Erfolg
klagen kann. Das bedingt die Kenntnis des
Kausalzusammenhangs und auch die
Kenntnis der Umstände, die das Verschul-
den begründen. Ist der Geschädigte Laie
und setzt die Kenntnis dieser Umstände
Fachwissen voraus, so beginnt die Verjäh-
rungsfrist regelmäßig erst zu laufen, wenn
der Geschädigte durch ein Sachverständi-
gengutachten Einblick in die Zusammen-
hänge erlangt hat. Kommt demnach je-
mand durch einen ärztlichen Kunstfehler
zu Schaden, so beginnt die Verjährungs-
frist im Regelfall erst nach Vorliegen eines
medizinischen Gutachtens zu laufen. Dies
gilt nach einer neuen Entscheidung des
OGH selbst dann, wenn der Vater des be-
troffenen Kindes selbst Arzt ist. Der OGH
stellte in seiner Begründung fest, daß der
Vater zwar Arzt sei, aber im Fachgebiet der
Geburtshilfe nicht über das erforderliche
Ausmaß an Fachkunde verfüge.

Der Ablauf der Verjährung ist während ei-
nes Schlichtungsverfahrens gehemmt. Die-
se „Ablaufshemmung“ hat zur Folge, daß
ein Arzthaftungsanspruch bis zur Beendi-
gung des Schlichtungsverfahrens nicht ver-
jähren kann, selbst wenn die dreijährige
Frist bereits abgelaufen ist. Nach Erledi-
gung durch die Schlichtungsstelle muß je-
doch unverzüglich Klage geführt werden.
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